
Stadt Leverkusen NIEDERSCHRIFT 

über die 15. Sitzung (18. TA) 

des Hauptausschusses gemeinsam 

mit dem Bürger- und 

Umweltausschuss  

am Montag, 29.04.2019, Rathaus, 
Friedrich-Ebert-Platz 1, 5. OG, Ratssaal 
Beginn: 17:00 Uhr 
Ende:    17:50 Uhr 

 

Anwesend: 

Bürger- und Umweltausschuss  

 
CDU 

Jonas Dankert     

Paul Hebbel in Vertretung für Tim Feister     

Bernhard Marewski     

Frank Schmitz     
 
SPD 

Dirk Löb stv. Vorsitzender   

Reinhart Lührs     

Gerd Masurowski in Vertretung für Dieter März    

Sven Tahiri     
 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Roswitha Arnold in Vertretung für Gerhard Wölwer     

Florian David  
 
BÜRGERLISTE 

Erhard T. Schoofs  in Vertretung für Karl Schweiger ab TOP 1    

Karl Schweiger bis TOP 1    

Peter Viertel 

 

kurzzeitig in Vertretung für Karl Schweiger    
während Beratung zu TOP 2 bis 5 

 
OP 

Christoph Pesch     
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PRO NRW 

Ilona-Maria Peuker     
 
FDP 

Friedrich Busch     
 
Soziale Gerechtigkeit 

Harald Walsdorf     
 
 
Es fehlen: 
 
CDU 

Tim Feister Vorsitzender 

Albrecht Omankowsky  
 

SPD 

Dieter März  
 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Gerhard Wölwer  
 
BÜRGERLISTE 

Karl Schweiger ab TOP 2    
 
parteilos 

Marcus Richter  
 
Sachkundiger Einwohner gem. § 58 Abs. 4 GO NRW 

Ismalj Memishi  

 

Anwesend: 

Hauptausschuss  

 
Vorsitzender: 

Uwe Richrath Oberbürgermeister   
 
CDU 

Paul Hebbel     

Bernhard Marewski     
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Rüdiger Scholz     

Frank Schönberger     
 
SPD 

Peter Ippolito     

Dirk Löb     

Gerd Masurowski     

Iris Springer in Vertretung für Dieter März    
 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Roswitha Arnold     
 
BÜRGERLISTE 

Erhard T. Schoofs  in Vertretung für Karl Schweiger ab TOP 1   

Karl Schweiger bis TOP 1 
 
PRO NRW 

Susanne Kutzner     
 
FDP 

Friedrich Busch     
 
DIE LINKE.LEV 

Björn Boos in Vertretung für Nicole Kumfert    
 
Soziale Gerechtigkeit 

Uwe Bastian     
 
 
Es fehlen: 
 
CDU 

Stefan Hebbel  
 
SPD 

Dieter März  
 
BÜRGERLISTE  

Karl Schweiger ab TOP 2    
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OP 

Stephan Adams  
 
Einzelvertreterin 

Nicole Kumfert  
 
 
Anwesend: 

Verwaltung 

 

Markus Märtens Dezernat II  

Alexander Lünenbach 
 

Dezernat III 

Bettina Zimmer Dezernat III 

Sabine Heymann Dezernat V  

Dirk Terlinden Oberbürgermeister, Rat und Bezirke (01) 

Susanne Weber Oberbürgermeister, Rat und Bezirke (01) 

Birgit Hardiman Umwelt (32) 

Brigitte Beier-Witte Umwelt (32) 

Oliver Lachmund Umwelt (32) 

Hermann Greven Feuerwehr (37) 
 
Schriftführung: 

Daniel Greger Oberbürgermeister, Rat und Bezirke (01) 
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Öffentliche Sitzung 
 
 

1 Eröffnung der Sitzung 
  

 Der stellvertretende Vorsitzende, Rh. Löb (SPD), eröffnet die Sitzung für den 
Bürger- und Umweltausschuss und erteilt Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) das 
Wort zur Geschäftsordnung. 
  
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) ist der Auffassung, dass er für seine Fraktion 
an der Sitzung des Hauptausschusses und Rh. Schweiger (BÜRGERLISTE) 
an der Sitzung des Bürger- und Umweltausschusses heute teilnehmen kön-
nen. Er erklärt, dass er seitens der Verwaltung, Frau Weber (01), kurz vor der 
Sitzung informiert wurde, dass dies nicht möglich ist, da der anwesende Rh. 
Schweiger (BÜRGERLISTE) ordentliches Mitglied im Bürger- und Umwelt-
ausschuss sowie im Hauptausschuss ist und er in beiden Ausschüssen daher 
Rede- und Stimmrecht hat. Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) bittet darum, diese 
Regelung aufgrund der gemeinsamen Sitzung aufzuheben und wie von ihm 
vorgeschlagen zu verfahren. Sollte dies nicht möglich sein, bittet er um eine 
förmliche Mitteilung aus der deutlich wird, warum die damalige Stellungnah-
me von Herrn Rosenstock (Redaktionelle Anmerkung: Damaliger Abteilungs-
leiter im Amt für Rats- und Bezirksangelegenheiten), auf der die Entschei-
dung fußt, immer noch richtungsweisend sein soll. Er bittet Herrn Oberbür-
germeister Richrath um eine pragmatische Lösung für die heutige Sitzung. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath sagt eine nachträgliche schriftliche Mittei-
lung zur Rechtslage zu und erteilt das Wort an Frau Weber (01). Sie erläutert, 
dass sich die Regelung aus einem Gutachten von Herrn Rosenstock, Amt für 
Rats- und Bezirksangelegenheiten, von Oktober 1997 zur Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zur Frage der Stellvertretung in Ratsaus-
schüssen ergibt, welches ihrer Kenntnis nach weiterhin Gültigkeit hat und 
nach dem zu verfahren ist. Die Kernaussage ist folgende: „Die Kernfrage, ob 
sich Ausschussmitglieder in den Ausschüssen vertreten lassen dürfen, wenn 
sie selbst anwesend sind, ist mit nein zu beantworten. Aus der Übernahme 
des Mandates erfolgt die Teilnahmeverpflichtung des Mitgliedes für die Sit-
zungen der Gremien, in die es gewählt wurde. Solange das Mitglied anwe-
send ist, ist die Stellvertretung grundsätzlich nicht möglich.“ 
Da Rh. Schweiger (BÜRGERLISTE) das ordentliche Mitglied für beide Aus-
schüsse ist, kann entweder nur er oder in seiner Vertretung der anwesende 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) an der gemeinsamen Sitzung teilnehmen. Die 
Problematik dieser Personenüberschneidung ist erst kurz vor der Sitzung 
aufgefallen und wurde direkt mit Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) und Rh. 
Schweiger (BÜRGERLISTE) besprochen. 
 
Rh. Schweiger (BÜRGERLISTE) verlässt daraufhin den Sitzungsraum. 
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Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) weist darauf hin, dass er zudem Antragsteller 
ist und sich gemäß der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
zu Wort melden darf. Herr Oberbürgermeister Richrath macht deutlich, dass 
nicht Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) als Person, sondern die Fraktion BÜR-
GERLISTE Antragstellerin ist. 
 
Der stellvertretende Vorsitzende, Rh. Löb (SPD), stellt sodann die Beschluss-
fähigkeit des Bürger- und Umweltausschusses fest. 
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) gibt zu Protokoll, „dass hier eine Verwal-
tungsmeinung geäußert wurde, die in keinem der Gremien irgendwo jemals 
beschlossen worden ist und dass diese Verwaltungsmeinung dazu führt, 
dass ich mir als Vertreter von Karl Schweiger nicht mit ihm die Arbeit teilen 
kann, in dem ich die Meinung für den Hauptausschuss deutlich mache und er 
für den Bürger- und Umweltausschuss. Ich lege Wert darauf deutlich zu ma-
chen, dass es sich um eine Meinung eines Verwaltungsangestellten handelt, 
der schon lange nicht mehr im Dienst der Stadt ist, und dass dies nirgendwo 
in irgendeinem Gremium beschlossen worden ist. Diese Vorgehensweise ist 
willkürlich.“  
 
Herr Oberbürgermeister Richrath eröffnet die Sitzung für den Hauptaus-
schuss und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath schlägt für den Hauptausschuss eine ver-
bundene Beratung mit getrennter Abstimmung der Tagesordnungspunkte 2 
bis 5 vor. Rh. Scholz (CDU) erweitert diesen Vorschlag für den Hauptaus-
schuss dahingehend, dass zudem eine Gesamtredezeitbegrenzung auf 8 
Minuten pro Person festgelegt wird. Bürgermeister Marewski (CDU) bean-
tragt diese beiden Regelung analog für den Bürger- und Umweltausschuss. 
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) hält diese Vorgehensweise für nicht zielfüh-
rend und richtig, da hier verschiedene unabhängige Tagesordnungspunkte 
bzw. Anträge mit verschiedenen Schwerpunkten behandelt werden sollen 
und spricht sich für eine getrennte Behandlung und Abstimmung nacheinan-
der analog der Tagesordnung aus.  
 
Der stellvertretende Vorsitzende, Rh. Löb (SPD), lässt zunächst für den Bür-
ger- und Umweltausschuss über die verbundene Beratung mit getrennter Ab-
stimmung der Tagesordnungspunkte 2 bis 5 und einer Redezeitbegrenzung 
auf 8 Minuten pro Person abstimmen: 
 
dafür: 13 (4 CDU, 4 SPD, 2 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 OP, 1 FDP, 

1 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
 
Anschließend lässt Herr Oberbürgermeister Richrath für den Hauptausschuss 
über die verbundene Beratung mit getrennter Abstimmung der Tagesord-
nungspunkte 2 bis 5 und einer Redezeitbegrenzung auf 8 Minuten pro Per-
son abstimmen: 
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dafür: 12 (4 CDU, 5 SPD, 1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 FDP, 1 Sozia-

le Gerechtigkeit) 
dagegen: 3 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW, 1 DIE LINKE.LEV) 
 
  
 

 
2 Sachstandsbericht zu Notfallplänen und -einsätzen der Feuerwehr 

- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 08.04.19 
- Nr.: 2019/2861 
  

3 Ausrüstung der Feuerwehr 
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 15.04.19 (Eingang 12.04.19) 
- Nr.: 2019/2866 
 

4 Unterrichtung von Bürgern  
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 15.04.19 (Eingang 12.04.19) 
- Nr.: 2019/2868 
  

5 Überprüfung des Sicherheitskonzeptes für Bauarbeiten auf der Deponie 
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 15.04.19 (Eingang 12.04.19) 
- Nr.: 2019/2869 

 
 Die Tagesordnungspunkte 2 (Antrag Nr. 2019/2861), 3 (Antrag Nr. 

2019/2866), 4 (Antrag Nr. 2019/2868) und 5 (Antrag Nr. 2019/2869) werden 
gemeinsam beraten. 
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) moniert, dass er aufgrund der Komplexität des 
Problems und der beschlossenen Einschränkungen keine Gelegenheit finden 
wird, die Darstellung der Fraktion BÜRGERLISTE vernünftig und nachhaltig 
vorzutragen. Er erläutert sodann die Anträge und Anliegen seiner Fraktion 
auf der Basis einer Stellungnahme, die der Niederschrift als Anlage beigefügt 
ist. Aus Zeitgründen war es Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) nicht möglich, die-
se Stellungnahme durch weitere Belege zu ergänzen. 
 
Herr Greven (37) nimmt seitens der Fachverwaltung Stellung. Er erklärt, dass 
ein externer Notfallplan für die Altlastendeponie nicht erforderlich ist, weil es 
sich um keine Störfallanlage im Sinne des Bundesimmissionsschutzsrechtes 
handelt. Gleichwohl ergibt sich mit der Kombination aus dem internen Alarm-
plan der Deponie und dem eigenen Alarmplan der Feuerwehr das, was der 
externe Notfallplan enthalten würde. Nicht enthalten sind betriebsspezifische 
Risiken, da es sich bei der Altlastendeponie um keine Betriebsanlage han-
delt.  
 
Zur Fragestellung der Übung teilt Herr Greven (37) mit, dass Übungen nach 
dem externen Notfallplan für die Bevölkerung nicht vorgesehen und daher 
nicht notwendig sind. 
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Zur von der Feuerwehr Leverkusen innerhalb der Einhausung gezogenen 
Probe konnte das Landesumweltamt keine Auffälligkeiten nachweisen. Die 
Feuerwehr Leverkusen hat zur Probenentnahme Mittel des Luftmesswagens 
der Currenta genutzt und die Probe zum Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) nach Essen gebracht, wo 
sie unter Laborbedingungen untersucht wurde. Die Quelle des Geruchs am 
07.04.2019 war somit nicht die Baustelle bzw. nicht die Einhausung.  
 
Herr Greven (37) erläutert, dass die Warnung der Bevölkerung in Nordrhein-
Westfalen per Erlass geregelt ist. Die Kernpunkte dieses Erlasses sind, dass 
der Einsatzleiter der Feuerwehr bzw. der Krisenstab frei von politischen Vor-
gaben nach bestem Wissen und Gewissen zu entscheiden hat, was, wie und 
wer gewarnt wird. So ist es am 07.04.2019 nach besten Wissen und Gewis-
sen erfolgt. Die Feuerwehr hat sich ein Bild der Lage gemacht und die Frage-
stellung vertieft, ob gefährliche Stoffe vor Ort messbar sind. Eine Warnung 
erscheint erst dann als sinnvoll, wenn sie konkret und nachvollziehbar ist. 
Abhängig von der Art der vorgefundenen Gefahr gestaltet sich auch die je-
weilige Warnung. Im vorliegenden Fall wurde kein Gefahrstoff vorgefunden 
und richtig gehandelt. 
 
Die Feuerwehr ist für diese Ereignisse und ad hoc Messungen von Stoffen 
sehr gut ausgerüstet und kann ein breites Spektrum abdecken. Darüber hin-
aus hat sie die Möglichkeit, sich Hilfe mit mobiler Labortechnik aus Köln oder 
Essen zu holen.  
 
Herr Beigeordneter Lünenbach (Dezernat III) erklärt, dass die Geruchswahr-
nehmungen am 07.04.2019 in keinem Zusammenhang zu den Eingriffen ste-
hen, die hier thematisiert werden. Damit ist die Diskussion auf dem gleichen 
Stand wie in der letzten Sitzung der Bürger- und Umweltausschuss vom 
14.03.2019 bzw. der Sondersitzung des Rates vom 07.03.2019. Es ist wider-
legt, dass es ungenehmigte Eingriffe bzw. Arbeiten gegeben hat. Es hat im 
Verfahren Abstimmungen zu Anzeigepflichten und dergleichen gegeben. 
Dies ist alles ausführlich schriftlich wie mündlich dargestellt und gerügt wor-
den und seitdem nicht wieder vorgekommen.  
 
Die Kritik an dem überwachenden Fachbüro ist durch den Fachbereich Um-
welt in keinerlei Hinsicht zu teilen. Das Büro wurde nach allen fachlichen und 
verfahrenstechnischen Kriterien ausgewählt und befindet sich im engsten 
Austausch mit der aufsichtsführenden Einheit und mit allen Kooperations-
partnern. Der tatsächliche Verlauf des Feuerwehreinsatzes, bei dem alle be-
teiligten Kräfte informiert waren, hat keinen Befund ergeben. 
  
Aus Sicht von Herrn Beigeordneten Lünenbach (Dezernat III) sollte es die 
eigentliche Aufgabe sein, darauf zu achten, dass die Eingriffe koordiniert und 
sicher stattfinden. Es gibt keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass dies nicht der 
Fall war.  
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An einem Termin am 17.04.2019 zu der nächsten Einhausung hat es eine 
Begehung mit allen Beteiligten gegeben, um sich davon zu überzeugen, dass 
alles nach den planfestgestellten Vorgaben und nach der prozessorientieren 
aktuellen Einsatzlage fortgeschrieben wird. Herr Beigeordneter Lünenbach 
(Dezernat III) hat von keinem der Fachleute irgendein Versäumnis oder einen 
Kritikpunkt gehört, sondern die klare Bestätigung erhalten, dass dort alles 
nach Plan und unter Einhaltung aller Sicherheitsmaßstäbe abläuft. 
 
Die Verwaltung wird auch in Zukunft weiterhin mit Straßen.NRW und allen 
Beteiligten diese komplexe und äußerst sensible Baustellenbegleitung im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Aufgabenwahrnehmung vornehmen. 
 
Aus Sicht von Rf. Arnold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) hat Herr Beigeordne-
ter Lünenbach (Dezernat III) die Frage nach belastbaren Fakten sehr um-
fangreich und sehr konkret beantwortet. Die folgenden Widersprüche, die 
sich jedoch aus den Aussagen der Verwaltung und der Akteneinsicht von Rh. 
Schoofs (BÜRGERLISTE) ergeben haben, bittet Rf. Arnold (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) schriftlich durch die Verwaltung zu beantworten: 
 
1. Ist die Behauptung von Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) richtig, dass es 
mehr Bohrlöcher gegeben hat, die in dem Sicherheitskonzept nicht berück-
sichtigt wurden (siehe Stellungnahme der Fraktion BÜRGERLISTE als Anla-
ge zur Niederschrift)? 
 
2. Bei einer Probenentnahme aus dem Bereich der Einhausung konnten kei-
ne gefährlichen Stoffe nachgewiesen werden. Da der Geruch irgendwoher 
resultieren muss: Was ist mit den anderen Arealen?  
 
Nach Kenntnis von Rh. Boos (DIE LINKE.LEV) wird die Baustelle außer von 
der Firma Düllmann noch von einer weiteren externen Firma kontrolliert. Er 
beantragt, dass dieser Kontrolleur den Rat über sein Aufgabenfeld, seine 
Qualifikation und seine Unabhängigkeit informieren soll.  
 
Herr Oberbürgermeister Richrath sagt eine entsprechende Beantwortung der 
Fragen von Rf. Arnold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Rh. Boos (DIE LIN-
KE.LEV) zu. 
 
Rh. Busch (FDP) stellt einige Fragen zur Rolle des Wachdienstes, die er von 
der Verwaltung beantwortet haben möchte: 
 
1. Gibt es nachlesebare Gefahrenabwehrmaßnahmen für das Wachpersonal 
bei dem Auftreten von Störfällen, z. B. beim Austritt giftiger Gase? 
 
2. Wie ist das Wachpersonal auf entsprechende Störfälle vorbereitet; was 
sind die Handlungsszenarien bei Störfällen? 
 
3. Hat das Wachpersonal am 07.04.2019 Alarm geschlagen? 
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Herr Greven (37) teilt zur Frage 3 mit, dass der erste Hinweis nicht vom 
Wachpersonal kam, sondern die Feuerwehr dort angerufen hat. Eine Ge-
ruchsbelästigung war zunächst nicht bekannt und wurde erst eine kurze Zeit 
später bestätigt.  
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) bittet um weitere Redezeit. Herr Oberbürger-
meister Richrath erklärt, dass er das Zeitlimit als Vertreter des abwesenden 
Rh. Schweiger (BÜRGERLISTE) im Hauptausschuss bereits erreicht hat. Der 
zwischenzeitlich am Sitzungstisch erschienene Rh. Viertel (BÜRGERLISTE), 
der regulärer Vertreter für den abwesenden Rh. Schweiger (BÜRGERLISTE) 
im Bürger- und Umweltausschuss ist, ist für den Bürger- und Umweltaus-
schuss noch redeberechtigt.  
 
Rh. Viertel (BÜRGERLISTE) verlässt daraufhin den Sitzungssaal. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath erklärt, dass Rh. Viertel (BÜRGERLISTE) 
damit sein Rederecht verwirkt hat.  
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) teilt zur Geschäftsordnung mit, dass Rh. Vier-
tel (BÜRGERLISTE) den Raum soeben aus persönlichen Gründen verlassen 
musste. Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) möchte daher die acht Minuten Re-
dezeit in Anspruch nehmen. Herr Oberbürgermeister Richrath verneint dies 
und sichert Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) eine schriftliche Stellungnahme zu 
dieser Vorgehensweise zu. 
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) bittet zu Protokoll zu nehmen, dass nur er von 
der Fraktion BÜRGERLISTE anwesend ist und Herr Oberbürgermeister 
Richrath ihm die zweite Wortmeldung verweigert.  
 
Der stellvertretende Vorsitzende, Rh. Löb (SPD), und Herr Oberbürgermeis-
ter Richrath lassen nacheinander im Wechsel über die Tagesordnungspunkte 
2 bis 5 für den Bürger- und Umweltausschuss und den Hauptausschuss ab-
stimmen. 
 
Beschlussempfehlung des Bürger- und Umweltausschusses an den Haupt-
ausschuss: 
  
Wie Antrag Nr. 2019/2861 
 
dagegen: 11 (4 CDU, 4 SPD, 1 OP, 1 PRO NRW, 1 FDP) 
Enth.: 3 (2 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) hat an der Abstimmung nicht teilgenommen. 
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Beschluss des Hauptausschusses: 
 
Wie Antrag Nr. 2019/2861 
 
dafür: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 11 (4 CDU, 5 SPD, 1 FDP, 1 DIE LINKE.LEV) 
Enth.: 2 (1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag Nr. 2019/2861 abgelehnt. 
 
 
Beschlussempfehlung des Bürger- und Umweltausschusses an den Haupt-
ausschuss: 
  
Wie Antrag Nr. 2019/2866 
 
dafür: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 10 (4 CDU, 4 SPD, 1 OP, 1 FDP) 
Enth.: 3 (2 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Beschluss des Hauptausschusses: 
 
Wie Antrag Nr. 2019/2866 
 
dafür: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 11 (4 CDU, 5 SPD, 1 FDP, 1 DIE LINKE.LEV) 
Enth.: 2 (1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag Nr. 2019/2866 abgelehnt. 
 
 
Beschlussempfehlung des Bürger- und Umweltausschusses an den Haupt-
ausschuss: 
  
Wie Antrag Nr. 2019/2868 
 
dafür: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 12 (4 CDU, 4 SPD, 2 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 OP, 1 FDP) 
Enth.: 1 (Soziale Gerechtigkeit) 
 
Beschluss des Hauptausschusses: 
 
Wie Antrag Nr. 2019/2868 
 
dafür: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 12 (4 CDU, 5 SPD, 1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 FDP, 1 DIE 

LINKE.LEV) 
Enth.: 1 (Soziale Gerechtigkeit) 
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Damit ist der Antrag Nr. 2019/2868 abgelehnt. 
 
 
Beschlussempfehlung des Bürger- und Umweltausschusses an den Haupt-
ausschuss: 
  
Wie Antrag Nr. 2019/2869 
 
dafür: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 11 (4 CDU, 4 SPD, 2 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 FDP) 
Enth.: 2 (1 OP, 1 Soziale Gerechtigkeit) 
Beschluss des Hauptausschusses: 
 
Wie Antrag Nr. 2019/2869 
 
dafür: 2 (1 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 12 (4 CDU, 5 SPD, 1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 FDP, 1 DIE 

LINKE.LEV) 
Enth.: 1 (Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag Nr. 2019/2869 abgelehnt. 
  
 
Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) bittet im Protokoll festzuhalten, dass er einen 
Widerspruch darin sieht, dass er zwar für beide Ausschüsse zweimal ab-
stimmen, aber nicht zweimal reden durfte. 
  

 
Der stellvertretende Vorsitzende, Rh. Löb (SPD), schließt die Sitzung für den Bürger- 
und Umweltausschuss und Herr Oberbürgermeister Richrath schließt die Sitzung für 
den Hauptausschuss gegen 17:50 Uhr. 
 
 
 
 
gez.               gez. 
______________________________ ______________________________ 
Uwe Richrath 
Oberbürgermeister und  
Vorsitzender Hauptausschuss  

Rh. Dirk Löb 
Stv. Vorsitzender  
Bürger- und Umweltausschuss  

 
 
 
gez. 
______________________________ 
Daniel Greger 
Schriftführer  
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